
Aktenzeichen: 9 AZR 683/92
Bundesarbeitsgericht 9. Senat Urteil vom 07. Dezember 1993

- 9 AZR 683/92 -
I. Arbeitsgericht 

Wesel Urteil vom 31. März 1992 
- 1 Ca 3305/91 -

II. Landesarbeitsgericht Düsseldorf
Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Urteil vom 29. September 1992 
- 6 (12) Sa 811/92 -

Entscheidungsstichwort:
Befristung des Urlaubsanspruchs - IAO-Übereinkommen Nr. 132

Gesetz:
BUrlG § 1, § 7 Abs. 3, § 7 Abs. 4; MTV für die gewerblichen 
Arbeitnehmer in der Schuhindustrie in der Bundesrepublik 
Deutschland v. 31.10.1984 i. d. F. vom 11.1.1989 § 17

Leitsätze:
1. Die Bestimmungen des IAO-Übereinkommens Nr. 132 vom
24. Juni 1970 sind keine unmittelbar anwendbaren völkerrecht­
lichen Normen.
2. Die Vorschriften des IAO-Übereinkommens Nr. 132 sind durch das Ratifizierungsgesetz vom 30. April 1975 (BGBl II S. 745) 
innerstaatliches Recht geworden. Dadurch sind die Gesetzge­
bungsorgane der Bundesrepublik Deutschland auch innerstaat­
lich verpflichtet worden, dieses Übereinkommen zu erfüllen. 
Dem ist der Bundesgesetzgeber durch das Heimarbeitsänderungs­
gesetz vom 29. Oktober 1974 nachgekommen.
3. Mit der Ratifizierung des IAO-Übereinkommens Nr. 132 haben 
die Arbeitnehmer keinen unmittelbaren Anspruch auf Bestand 
ihres Urlaubsanspruchs über das Urlaubsjahr oder den Übertra- 
güngszeitraum hinaus erhalten.
4. Die Vorschriften des, IAO-Übereinkommens Nr. 132 gebieten 
nicht eine Auslegung des Bundesurlaubsgesetzes, daß der Ur­
laubsanspruch nicht am Ende des Urlaubsjahres oder des Über­
tragungszeitraumes verfällt.
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9 AZR 683/92
6 (12) Sa 811/92 Düsseldorf

Im Hamen des Volkes!Verkündet am 
7. Dezember 1993

UrteilKlapp,
Reg.-Hauptsekretär
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der- Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 Abs. 2 
ZPO in der Sitzung vom 7. Dezember 1993 durch den Vorsitzenden 
Richter Prof. Dr. Leinemann, die Richter Dörner und Düwell sowie 
die ehrenamtlichen Richter Holze und Schwarz für Recht erkannt:
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Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 29. Sep­
tember 1992 - 6 (12) Sa 811/92 - wird zurückge­wiesen.
Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über Ur1aubsabgeltung und über die 
Zahlung von tariflichem Urlaubsgeld.

Der Kläger war seit 1952 bei der Beklagten beschäftigt. Auf 
das Arbeitsverhältnis der Parteien war der Manteltarifvertrag für 
die gewerblichen Arbeitnehmer in der Schuhindustrie in der Bun­
desrepublik Deutschland vom 31. Oktober 1984 in der Fassung der 
Änderungsvereinbarung vom 11. Januar 1989 anzuwenden. Darin ist 
u.a. geregelt:

”§ 17 Urlaub
1. Alle Arbeiter, die bei Beginn des Betriebsur­

laubes betriebszugehörig sind, haben im Laufe 
eines Kalenderjahres Anspruch auf Urlaub un­
ter Fortzahlung des Lohnes.

9 . ...

Kann der Urlaubsanspruch wegen Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise 
nicht gewährt werden, so ist er abzugelten.

3
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

13. Mit der Urlaubsvergütung ist den Arbeitern, 
die bei Beginn des Urlaubsjahres und bei Ur­
laubsbeginn betriebszugehörig sind, ein zu­
sätzliches Urlaubsgeld in Höhe von zwei Wo­
chenverdiensten ... auszuzahlen.

II

Der Kläger hat im Januar 1990 an fünf Tagen gearbeitet. Vom 
1. Februar 1990 bis einschließlich 16. März 1991 war er arbeits­
unfähig krank. Das Arbeitsverhältnis der Parteien endete mit Ab­
lauf des 31. März 1991.

Dem Kläger standen im Jahre 1990 unstreitig 33 Tage Erho­
lungsurlaub zu. Die Beklagte gewährte ihm davon acht Tage in der 
Zeit vom 18. März bis 31. März 1991.

Der Kläger hat Abgeltung für den Resturlaubsanspruch von 25 
Urlaubstagen und zusätzliches Urlaubsgeld verlangt.

Er hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 
4.757,53 DM brutto nebst 4 % Zinsen seit Rechts­
hängigkeit zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Beru­
fung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht die Klage abge-
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wiesen. Hiergegen wendet sich der Kläger mit seiner Revision. Er 
verlangt die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils. Die 
Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e  ;

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Das Landesarbeits­
gericht hat im Ergebnis zu Recht erkannt, daß der Kläger gegen 
die Beklagte keinen Anspruch auf Urlaubsabgeltung und auf zusätz­
liches Urlaubsgeld nach den Bestimmungen des MTV und des Bundes­
urlaubsgesetzes hat. Die Revision ist deshalb zurückzuweisen,
§ 563 ZPO.

I. Der Kläger kann von der Beklagten nicht die Abgeltung seines 
Resturlaubs verlangen. Denn der Anspruch auf Urlaub war bereits 
erloschen, als das Arbeitsverhältnis der Parteien endete.

1. Der Kläger hat nach § 17 Nr. 1 MTV einen Anspruch auf Gewäh­
rung von unstreitig 33 Tagen Erholungsurlaub im Jahr 1990 erwor­
ben. Dieser Anspruch ist durch Urlaubsgewährung von acht Tagen in 
der Zeit vom 18. März bis 31. März 1991 in dieser Höhe erfüllt 
und damit erloschen, § 362 BGB.

2. Der restliche Urlaubsanspruch des Klägers war zunächst auf 
das Urlaubsjahr 1990 befristet (ständige Rechtsprechung des Bun­
desarbeitsgerichts; Senatsurteil vom 26. Mai 1992 - 9 AZR 
172/91 - AP Nr. 58 zu § 7 BUrlG Abgeltung, m.w.N.). Das folgt aus
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§ 1 und § 7 Abs. 3 BUrlG auch für den den gesetzlichen Urlaubsan­
spruch übersteigenden Anspruch nach dem MTV. Die gesetzliche Be­
fristungsregelung gilt auch für den tariflichen Urlaub, wenn der 
Tarifvertrag wie der MTV keine vom Gesetz abweichende Regelung 
enthält (BAGE 56, 53 = AP Nr. 15 zu § 7 BUrlG Übertragung). Al­
lerdings ist der Anspruch des Klägers nach § 7 Abs. 3 Satz 2 
BUrlG auf das erste Quartal des Folgejahres übertragen, weil an­
dauernde Erkrankung ein in der Person des Arbeitnehmers liegender 
Grund für die Übertragung ist (BAGE 56, 53 = AP, aaO).

3. Dem Kläger stand zu Beginn seiner möglichen Arbeitsaufnahme 
am 18. März 1991 nur noch der von der Beklagten gewährte Urlaub 
in Höhe von acht Tagen zu, weil ihm bis zum Ende des Übertra­
gungszeitraums am 31. März 1991 Urlaub nur noch in diesem Umfang 
gewährt werden konnte (BAGE 68, 304, 306 = AP Nr. 2 zu § 17 
BErzGG, zu 2 der Gründe). Mit dem Ende der Befristung ist der bis 
dahin bestehende Resturlaubsanspruch erloschen (ständige Recht­
sprechung des Bundesarbeitsgerichts, BAGE 66, 288 = EzA § 7 BUrlG 
Nr. 79; BAGE 56, 53 = AP Nr. 15 zu § 7 BUrlG Übertragung; BAGE 
53, 304 = AP Nr. 25 zu § 13 BUrlG). Daran hält der Senat auch an­
gesichts der dem widersprechenden Entscheidung eines Instanzge­
richts (Landesarbeitsgericht Düsseldorf Urteil vom 5. September 
1991 - 12 Sa 672/91 -, NZA 1992, 312) fest. Sie enthält insoweit 
keine neuen, weiterführenden Erwägungen oder Ansätze dazu.

4. Bestand bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses kein Ur­
laubsanspruch mehr, so entfällt auch der Abgeltungsanspruch nach 
§ 7 Abs. 4 BUrlG. Der gesetzliche Urlaubsabgeltungsanspruch ent­
steht nicht als Abfindungsanspruch, für den es auf die urlaubs-
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rechtlichen Merkmale wie Bestand und Erfüllbarkeit des Urlaubsan­
spruchs nicht ankommt, sondern als Ersatz für den wegen Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr erfüllbaren Anspruch auf 
Befreiung von der Arbeitspflicht, der daher - abgesehen von der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses - an die gleichen Vorausset­
zungen gebunden ist wie der Urlaubsanspruch. Er setzt also vor­
aus, daß der Urlaubsanspruch (Anspruch auf Freistellung des Ar­
beitnehmers von der Arbeitspflicht) noch erfüllt werden könnte, 
wenn das Arbeitsverhältnis noch bestünde (Senatsurteil vom 
19. Januar 1993 - 9 AZR 8/92 - EzA § 7 BUrlG Nr. 89 = BB 1993, 
1516; BAG Urteil vom 31. Mai 1990 - 8 AZR 161/89 - AP Nr. 54 zu 
§ 7 BUrlG Abgeltung, zu 1 der Gründe, m.w.N.). Die gesetzliche 
Regelung ist auch für den tariflichen Urlaub maßgeblich, weil die 
Tarifvertragsparteien für die Abgeltung des Urlaubs keine eigene 
Bestimmung getroffen haben (BAGE 67, 283 = AP Nr. 4 zu § 6 BUrlG; 
BAGE 66, 134 = AP Nr. 56 zu § 7 BUrlG Abgeltung).

5. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts wider­
spricht die Befristung des Urlaubsanspruchs nach § 1 und nach § 7 
Abs. 3 BUrlG nicht Art. 9 Abs. 1 des Übereinkommens Nr. 132 der 
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) vom 24. Juni 1970 über 
den bezahlten Jahresurlaub, dem durch Bundesgesetz nach Art. 59 
Abs. 2 Satz 1 GG zugestimmt worden ist (BGBl. II 1975, S. 745) . 
Das haben der Sechste und der Achte Senat des Bundesarbeitsge- 
richts zu dieser Vorschrift (BAGE 66, 288 = EzA § 7 BUrlG Nr. 79) 
und zu anderen Bestimmungen des Übereinkommens Nr. 132 (BAGE 54, 
184 = AP Nr. 12 zu § 13 BUrlG Unabdingbarkeit; BAGE 50, 124,
127 = AP Nr. 16 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch, zu 2 der Gründe;
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BAGE 48, 186 = AP Nr. 21 zu § 7 BUrlG Abgeltung) mehrfach ent­
schieden. Dem schließt sich der erkennende Senat an. Weder die 
gegenteiligen Überlegungen des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf 
(aaO) noch zwischenzeitliche Stellungnahmen im Schrifttum (Ber­
scheid, GK-BUrlG, § 15 Rz 16; Künzl, BB 1991, 1630; Lörcher, AuR 
1991, 97, 101 f.) rechtfertigen eine andere Beurteilung.

a) Die Bestimmungen des Übereinkommens Nr. 132 sind mit der Zu­
stimmung des Bundestags bei Wahrung der verfassungsmäßigen Rechte 
des Bundesrats gemäß Art. 59 Abs. 2 GG insofern innerstaatliches 
Recht geworden, als es den Bundesgesetzgeber verpflichtet, sein 
bestehendes Urlaubsgesetz mit den Anforderungen des Übereinkom­
mens Nr. 132 in Übereinstimmung zu bringen. Dem ist der Bundesge­
setzgeber durch die Änderung des Bundesurlaubsgesetzes im Heimar­
beitsänderungsgesetz vom 29. Oktober 1974 (BGBl. I, S. 2879) be­
reits vor Erlaß des Zustimmungsgesetzes vom 30. April 1975 nach­
gekommen.

b) Durch das Zustimmungsgesetz ist das Übereinkommen Nr. 132 
allerdings nicht innerstaatliches Recht in dem Sinne geworden, 
daß seine Vorschriften normativ auf alle Arbeitsverhältnisse in 
der Bundesrepublik Deutschland einwirken mit der Folge, daß die 
Gerichte für Arbeitssachen entgegenstehende gesetzliche oder kol­
lektiv-rechtliche Bestimmungen oder einzelvertragliche Verein­
barungen nicht zu beachten haben oder wenigstens völkerrechts­
freundlich auszulegen haben. Das folgt aus der Zielsetzung des 
Übereinkommens und der inhaltlichen Ausgestaltung der Vorschrif­
ten. Nur ein die Vorgaben des Übereinkommens ausführendes inner-
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staatliches Gesetz bindet die nationalen Gerichte bei der Rechts­
anwendung. Allein durch ein derartiges Gesetz können subjektive 
Rechte und Pflichten einzelner begründet werden.

aa) Die Zielsetzung des Übereinkommens ist in Art. 1 beschrie­
ben. Danach sind Bestimmungen durch die innerstaatliche Gesetzge­
bung durchzuführen, soweit sie nicht durch Gesamtarbeitsverträge, 
Schiedssprüche, gerichtliche Entscheidungen, amtliche Verfahren 
zur Lohnfestsetzung oder auf irgendeine andere, den innerstaatli­
chen Gepflogenheiten entsprechende Art und Weise durchgeführt 
werden, die unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse 
jedes Landes geeignet erscheint. Die Vertragsschließenden des 
Übereinkommens sind somit davon ausgegangen, daß die nachfolgen­
den Bestimmungen der weiteren Konkretisierung durch die vom je­
weiligen nationalen Recht geforderten Transformationsakte bedür­
fen. In der Bundesrepublik Deutschland geschieht das durch Ge­
setzgebung der zuständigen Verfassungsorgane. Eine unmittelbare 
Anwendung der völkervertragsrechtlichen Bestimmungen ("self- 
executing") haben die Vertragspartner nicht vorgesehen. Das gilt 
auch für Art. 9 Abs. 1. Diese Bestimmung stellt der nationalen 
Gesetzgebung lediglich einen Zeitrahmen zur Verfügung, innerhalb 
dessen der Urlaubsanspruch befristet werden darf. Ein unmittelba­
rer Anspruch des Arbeitnehmers auf Bestand seines Urlaubs in dem 
in Art. 9 Abs. 1 genannten zeitlichen Rahmen folgt daraus nicht.

bb) Völkerrechtliche Vertragsbestimmungen können durch ein Zu­
stimmungsgesetz in innerstaatlich unmittelbar anwendbares Recht 
umgesetzt werden, wenn sie alle Eigenschaften besitzen, welche 
ein Gesetz nach innerstaatlichem Recht haben muß, um berechtigen
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oder verpflichten zu können. Die Vertragsbestimmungen müssen nach 
Wortlaut, Zweck und Inhalt wie innerstaatliche Gesetzesvorschrif­
ten rechtliche Wirkungen auslösen können. Nur unter diesen Vor­
aussetzungen entstehen durch das Zustimmungsgesetz für den 
Staatsbürger verbindliche Rechtsnormen (BVerfGE 29, 348, 360;
BGHZ 17, 309, 313). So verhält es sich bei Art. 9 Abs. 1 des 
Übereinkommens Nr. 132 nicht. Bereits nach dem Wortlaut der Vor­
schrift ist nicht zu bestimmen, wann ein Urlaubsanspruch des Ar­
beitnehmers erlischt. Er verfällt nicht regelmäßig 18 Monate nach 
Ablauf des Urlaubsjahres, sondern spätestens. Er kann also auch 
früher erlöschen. Wann ein solcher Zeitpunkt gegeben ist, legt 
die Vorschrift nicht fest. Das überläßt sie der innerstaatlichen 
Rechtssetzung.

c) Die Befristung des Urlaubsanspruchs nach § 1 und § 7 Abs. 3 
BUrlG steht dem Gebot der Völkerrechtsfreundlichen Auslegung 
nicht entgegen. Das Landesarbeitsgericht bezeichnet die Bestim­
mung des Art. 9 Abs. 1 über den dort genannten Zeitraum von einem 
Jahr bzw. von 18 Monaten nach Ablauf des Urlaubsjahres ohne Be­
gründung als Mindestbedingung für eine turnusmäßige Sicherstel­
lung der Erholung des Arbeitnehmers. Das Landesarbeitsgericht 
übersieht dabei, daß durch die Verwendung des Adverbs "späte­
stens" die Annahme, es sollten Mindestbedingungen festgesetzt 
werden, nicht zu rechtfertigen ist. Vielmehr folgt aus dieser 
Formulierung, daß es den Mitgliedstaaten unbenommen bleibt, eine 
kürzere Befristung des Anspruchs und einen früheren Verfall zu 
normieren. Soweit sich das Landesarbeitsgericht nicht nur gegen 
den gegenüber Art. 9 Abs. 3 des Übereinkommens kürzeren Zeitrah­
men des § 7 Abs. 3 BUrlG gewendet, sondern gemeint haben sollte,
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die Auslegung des Abkommens verbiete die Annahme einer Befristung 
überhaupt, hat es übersehen, daß auch Art. 9 Abs. 1 des Überein­
kommens eine Befristung des Urlaubsanspruchs zugrundelegt.

d) Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts folgt aus 
Art. 9 Abs. 1 des Übereinkommens Nr. 132 weder unmittelbar noch 
nach Auslegung, daß der Urlaubsanspruch im Falle der Unmöglich­
keit der Urlaubsverwirklichung wegen Krankheit über den 31. März 
des auf das Urlaubsjahr folgenden Jahres fortbesteht. Denn die 
Vorschrift enthält keine Ausnahmeregelung für diese Fälle. Auch 
wenn den Materialien zum Übereinkommen Nr. 132 zu entnehmen sein 
sollte, daß Ausnahmen von Art. 9 Abs. 1 in den Fällen als zuläs­
sig gelten können, in dem ein Arbeitnehmer wegen Krankheit nicht 
in der Lage war, seinen Urlaub zu nehmen, kann daraus nicht der 
Schluß gezogen werden, eine längere Übertragung des Urlaubsan­
spruchs sei im nationalen Recht erforderlich. Sie sind überdies 
nicht Inhalt des Übereinkommens geworden. Vielmehr kann daraus 
nur gefolgert werden, daß Art. 9 Abs. 1 des Übereinkommens grund­
sätzlich davon ausgeht, daß der Urlaubsanspruch auch in diesen 
Fällen erlischt, es sei denn, es werden Ausnahmeregelungen ge­
troffen. Das ist in der Bundesrepublik Deutschland nicht gesche­
hen. Die Unmöglichkeit des Urlaubsanspruchs wegen Krankheit ist 
in § 7 Abs. 3 BUrlG mitgeregelt (ständige Rechtsprechung des Bun­
desarbeitsgerichts seit BAGE 39, 53 = AP Nr. 4 zu § 7 BUrlG Über­
tragung) .

Schließlich kann auch aus der Verwendung des Wortes "für" im 
Wortlaut der Art. 3 Abs. 3 und Art. 9 Abs. 1 des Übereinkommens
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kein anderes Auslegungsergebnis für § 1, § 7 Abs. 3 BUrlG herge­
leitet werden. Nach Art. 3 Abs. 3 des Übereinkommens darf der Ur­
laub auf keinen Fall weniger als drei V/ochen für ein Urlaubsjahr 
betragen. Die Vorschrift enthält damit eine Regelung über die 
Höhe des Urlaubsanspruchs, sagt aber nichts über dessen Bestand 
aus (das verkennen Kohte, BB 1984, 609, 615 und Künzl, BB 1991, 
1630, 1632). Die Formulierung in Art. 9 Abs. 1 "nach Ablauf des 
Jahres, für den der Urlaubsanspruch erworben wurde" legt den Be­
ginn der Frist fest, innerhalb derer der Urlaubsanspruch zu er­
füllen ist. Über den zeitlichen Bestand des Anspruchs sagt sie 
dagegen nichts aus. Im übrigen können aus der Verwendung des Wor­
tes "für" rechtliche Folgen nicht abgeleitet werden, weil der 
gemäß Art. 24 des Übereinkommens maßgebende französische und eng­
lische Wortlaut von Art. 9 Abs. 1 des Übereinkommens die Worte 
"pour" und "for" nicht verwendet.

6. Da der Urlaubsanspruch des Klägers bei Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses erloschen war, entstand kein Abgeltungsan­
spruch, dem der Einwand des Rechtsmißbrauchs entgegenzuhalten 
wäre. Im übrigen ist die Auffassung des Landesarbeitsgerichts, 
die Geltendmachung des entstandenen Urlaubs- und Urlaubsabgel­
tungsanspruchs hänge von der Erfüllung einer Mindestarbeitslei­
stung im Urlaubsjahr ab, mit dem Gesetz nicht vereinbar.

II. Der Kläger hat auch keinen Anspruch auf tarifliches Urlaubs­
geld nach § 17 Nr. 13 MTV. Da das zusätzliche Urlaubsgeld nach 
dieser Bestimmung mit der Urlaubsvergütung auszuzahlen ist, setzt 
der Anspruch die Entstehung und den Bestand eines Anspruchs auf 
Urlaubsentgelt (eventuell auch einer Uriaubsabge1tung) voraus. Da
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im Streitfall der Urlaubsanspruch erloschen ist und ein Urlaubs­
abgeltungsanspruch deswegen nicht entstehen konnte, kann auch ein 
Anspruch auf Zahlung zusätzlichen Urlaubsgelds nicht entstehen.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Leinemann Düwell Dörner
Schwarz Holze
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